
DAS WICHTIGSTE
Informationen aus dem Steuerrecht

Stellt der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer einen Firmen-Pkw auch für 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte zur Verfügung, muss der Ar-
beitnehmer einen zusätzlichen geldwerten Vorteil versteuern. Dieser beträgt 
im Rahmen der 1-%-Regelung 0,03 % des Listenpreises je Entfernungskilo-
meter pro Monat.

Nach Auffassung des Bundesfi nanzhofs kommt die Zuschlagsregelung jedoch nur in-
soweit zur Anwendung, wie der Arbeitnehmer den Pkw tatsächlich für Fahrten zwi-
schen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte nutzt. Zur Ermittlung des Zuschlags 
ist eine Einzelbewertung der tatsächlichen Fahrten mit 0,002 % des Listenpreises je 
Entfernungskilometer vorzunehmen.

Die Finanzverwaltung lässt nunmehr diese Regelung im Veranlagungsverfahren bis ein-
schließlich 2010 – in allen offenen Fällen – zu. Der für Lohnzahlungszeiträume bis ein-
schließlich 2010 vorgenommene Lohnsteuerabzug ist nicht zu ändern.

Lohnsteuerabzugsverfahren: Der Arbeitgeber ist zur Einzelbewertung der Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte nicht verpfl ichtet. Es bleibt ihm unbenommen, 
nur die Ermittlung des Zuschlags mit der 0,03-%-Regelung vorzunehmen. In Abstim-
mung mit dem Arbeitnehmer muss er die Anwendung der Einzelbewertung oder der 
0,03-%-Regelung für jedes Kalenderjahr einheitlich für alle überlassenen betrieblichen 
Kfz festlegen. Die Methode darf während des Kalenderjahres nicht gewechselt werden.

Bei einer Einzelbewertung der Fahrten hat der Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitge-
ber kalendermonatlich fahrzeugbezogen schriftlich zu erklären, an welchen Tagen (mit 
Datumsangabe) er das betriebliche Kfz tatsächlich für Fahrten zwischen Wohnung und 
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Arbeitsstätte genutzt hat. Diese Erklärungen hat der Arbeitgeber als Belege zum Lohn-
konto aufzubewahren. Der Arbeitgeber muss für dem Arbeitnehmer überlassene betrieb-
liche Kfz eine jahresbezogene Begrenzung auf insgesamt 180 Fahrten vornehmen. Eine 
monatliche Begrenzung auf 15 Fahrten ist nicht zulässig. Damit soll erreicht werden, 
dass in keinem Fall der Einzelnachweis zu einem höheren geldwerten Vorteil führt als 
die Monatspauschale.

Beispiel: Außendienstmitarbeiter A kann ein vom Unternehmer U überlassenes betrieb-
liches Fahrzeug (Preis 40.000 €) auch für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
(Entfernung 100 km) nutzen. A fährt zweimal die Woche zu seiner Dienststelle und legt 
U datumsgenaue Erklärungen über diese Fahrten für die Monate Januar bis Juni an 
jeweils 8 Tagen, für den Monat Juli (urlaubsbedingt) 2 Tage und für die Monate August 
bis Dezember an jeweils 8 Tagen vor. 

In den Monaten Januar bis Juni hat U für Zwecke der Einzelbewertung jeweils 8 Tage 
zugrunde zu legen, im Monat Juli 2 Tage und für die Monate August bis Dezember wie-
der jeweils 8 Tage  (Anzahl der Fahrten im Jahr = 90). Damit ergeben sich für die Ein-
zelbewertung der tatsächlichen Fahrten des A je Kalendermonat folgende Prozentsätze:

• Januar bis Juni: 0,016 % (8 Fahrten x 0,002 %)
• Juli: 0,004 % (2 Fahrten x 0,002 %)
• August bis Dezember: 0,016 % (8 Fahrten x 0,002 %).

Pauschalbewertung mit der 0,03-%-Methode: 40.000 x 0,03 % x 100 km = 1.200 € pro 
Monat x 12 = steuerlich anzusetzen 14.400 € im Jahr.
Einzelbewertung mit der 0,002-%-Methode: Januar bis Juni 40.000 x 0,016 % x 100 km 
= 640 € im Monat x 6 = 3.840 €, Juli 40.000 x 0,004 % x 100 = 160 €, August bis De-
zember 40.000 x 0,016 % x 100 km = 640 € im Monat x 5 = 3.200 € – insgesamt also 
steuerlich anzusetzen 7.200 € im Jahr.

Hat der Arbeitgeber bisher im Lohnsteuerabzugsverfahren 2011 die 0,03-%-Regelung 
angewandt, kann er während des Kalenderjahres 2011 zur Einzelbewertung übergehen, 
jedoch nicht erneut wechseln. Die Begrenzung auf 180 Tage ist für jeden Kalendermo-
nat, in der die 0,03-%-Regelung angewandt wurde, um 15 Tage zu kürzen.

Veranlagungsverfahren: Der Arbeitnehmer ist bei der Veranlagung zur Einkommensteu-
er an die für die Lohnsteuerabzugsverfahren gewählte Methode nicht gebunden. Um 
jedoch zur Einzelbewertung der tatsächlichen Fahrten wechseln zu können, muss er 
fahrzeugbezogen darlegen, an welchen Tagen er das betriebliche Kfz tatsächlich für 
diese Fahrten genutzt hat. Zudem hat er durch geeignete Belege glaubhaft zu machen, 
dass und in welcher Höhe der Arbeitgeber den Zuschlag mit 0,03 % des Listenpreises 
für jeden Kilometer der Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte ermittelt und 
versteuert hat (z. B. Gehaltsabrechnung, Bescheinigung des Arbeitgebers). 

Anmerkung: Die Einzelbewertung ist von Vorteil, wenn weniger als 180 Tage im Jahr 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte stattfi nden. Sofern beim Arbeitnehmer die 
Beitragsbemessungsgrenzen in der Sozialversicherung nicht überschritten sind, ergeben 
sich auch sozialversicherungsrechtliche Vorteile für Arbeitgeber und Arbeitnehmer.

Auf den Lohnsteuerbescheinigungen 2010 waren bei freiwillig krankenver-
sicherten Arbeitnehmern, bei denen der Arbeitgeber die Beiträge überweist, 
zu geringe Beiträge ausgewiesen worden. Fehlerhaft ausgestellte Bescheini-
gungen werden bei der Einkommensteuerveranlagung „maschinell erkannt“, 
versichert die Bundesregierung. „Im Regelfall“ werden daher keine Mehrbe-

lastungen entstehen. Bei einem ledigen Arbeitnehmer hätte die maximale steuerliche 
Mehrbelastung rund 1.560 € betragen können. 

„Arbeitnehmer müssen nicht befürchten, dass die Angabe gekürzter Beiträge zu Nach-
teilen im Rahmen einer Veranlagung zur Einkommensteuer führt“, schreibt die Regie-
rung, empfi ehlt aber gleichzeitig, „dass die betroffenen Arbeitnehmer prüfen, ob im 
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Steuerbescheid die tatsächlich geleisteten Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und 
sozialen Pfl egeversicherung zutreffend berücksichtigt wurden“. Dies gelte besonders 
für Arbeitnehmer, die ihre Steuererklärung schon abgegeben hätten. 

Bei der Bemessung der Versicherungsbeiträge von freiwilligen Mitgliedern 
der gesetzlichen Krankenversicherung ist die Auszahlung aus einer priva-
ten Lebensversicherung nicht zu berücksichtigen. Die „Beitragsverfahrens-
grundsätze Selbstzahler“ erfassten zwar im Vergleich zu den Beiträgen von 
Pfl ichtversicherten weitere Arten von Einnahmen. Diese Grundsätze sind 

jedoch vom Vorstand des Spitzenverbandes der gesetzlichen Krankenkassen erlassen 
worden, der hierzu nicht hinreichend legitimiert ist. 

Die Richter des Hessischen Landessozialgerichtes erhoben in einem Fall aus der Praxis 
im einstweiligen Rechtsschutzverfahren ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit der 
Beitragserhebung. Die Krankenversicherung kann sich nicht auf die „Beitragsverfahrens-
grundsätze Selbstzahler“ berufen. Denn diese sind weder als Satzung noch durch das 
zur Rechtsetzung berufene Organ des Spitzenverbandes der gesetzlichen Krankenkassen 
erlassen worden. Daher können diese Verwaltungsvorschriften die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit der freiwillig Versicherten nicht abweichend vom gesetzlichen Leitbild 
bestimmen. 

Anmerkung: Die Entscheidung des Hessischen Landessozialgerichts hat Bedeutung für 
die Heranziehung aller sonstigen Einnahmen, die „für den Lebensunterhalt verbraucht 
werden können“. Hierunter können z. B. auch Einnahmen aus Vermietung, Verpachtung 
sowie Kapitalvermögen fallen, die bei Pfl ichtversicherten beitragsfrei sind.

Abfi ndungen, die ein Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber erhält, werden 
i. d. R. begünstigt nach der sog. Fünftelregelung besteuert. Die Anwendung 
der begünstigten Besteuerung setzt u. a. voraus, dass die Entschädigungs-
leistungen zusammengeballt in einem Veranlagungszeitraum zufl ießen. Der 
Zufl uss mehrerer Teilbeträge in unterschiedlichen Veranlagungszeiträumen 
ist deshalb grundsätzlich schädlich. 

Dies ist nach neuer Auffassung der Finanzverwaltung nicht mehr der Fall, soweit es sich 
dabei um eine im Verhältnis zur Hauptleistung stehende geringe Zahlung (max. 5 % der 
Hauptleistung) handelt, die in einem anderen Veranlagungszeitraum zufl ießt. 

Bei Berechnung der Einkünfte, die der Steuerpfl ichtige beim Fortbestand des Vertrags-
verhältnisses im Veranlagungszeitraum bezogen hätte, ist grundsätzlich auf die Ein-
künfte des Vorjahres abzustellen. Ist die Einnahmesituation in diesem Jahr durch außer-
gewöhnliche Ereignisse geprägt, kann diese in Zukunft unberücksichtigt bleiben.

Mehraufwendungen für die Verpfl egung eines Arbeitnehmers sind grund-
sätzlich steuerlich nicht abziehbare Werbungskosten. Lediglich bei einer 
Auswärtstätigkeit kommt ein nach der Dauer der Abwesenheit gestaffelter 
pauschaler Abzug in Betracht. Dieser ist aber bei einer längerfristigen vor-
übergehenden auswärtigen Tätigkeit an derselben Tätigkeitsstätte auf die 

ersten drei Monate beschränkt (sog. Dreimonatsfrist). Wird ein Arbeitnehmer auf einem 
Fahrzeug tätig, ist er typischerweise auswärts tätig. Auch ein auf einem Schiff einge-
setzter Seemann übt eine Fahrtätigkeit aus und befi ndet sich auf Auswärtstätigkeit. 

Der Bundesfi nanzhof kam mit Urteil vom 24.2.2011 allerdings unter Aufgabe seiner bis-
herigen eigenen Rechtsprechung zu dem Ergebnis, dass die Dreimonatsfrist bei einer 
Fahrtätigkeit, auch wenn diese auf einem Schiff ausgeübt werde, nicht gelte. Dies 
ergibt sich daraus, dass im Einkommensteuergesetz zwischen „Tätigkeitsstätte“ und 
„Fahrzeug“ unterschieden wird. Der Abzug von Verpfl egungsmehraufwendungen bei ei-
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Fälligkeitstermine: Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, 
Soli.-Zuschlag (mtl.), 
Einkommensteuer, Soli-Zuschlag, Kirchensteuer, 
Körperschaftsteuer

10.6.2011

Sozialversicherungsbeiträge 28.6.2011

Basiszinssatz: 
(§ 247 Abs. 1 BGB)

seit 1.1.2010 = 0,12 %  1.7.2009 – 31.12.2009 = 0,12 %, 1.1.2009 – 30.6.2009 = 1,62 %
Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: 
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 

Basiszinssatz + 5-%-Punkte
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Verbraucherpreisindex: 
2005 = 100 

2011: März = 110,3; Februar = 109,8; Januar = 109,2; 2010: Dezember 109,6; November = 108,5; 
Oktober = 108,4; September = 108,3; August = 108,4; Juli = 108,4
Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Wirtschaft aktuell – Preisindizes

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderun-
gen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

ner Auswärtstätigkeit sind nur bei einer längerfristigen vorübergehenden Tätigkeit „an 
derselben Tätigkeitsstätte“ auf die ersten 3 Monate beschränkt. Die Tätigkeit auf einem 
Fahrzeug oder einem Schiff fi ndet jedoch nicht in einer Tätigkeitsstätte in diesem Sinn 
statt. Der Steuerpfl ichtige ist daher zeitlich unbegrenzt zum Abzug erwerbsbedingter 
Mehraufwendungen für die Verpfl egung in pauschalierter Form berechtigt.

Der Bundesfi nanzhof (BFH) hat mit Beschluss vom 2.2.2011 entschieden, 
dass Aufwendungen des am Familienwohnsitz lebenden Ehegatten für Be-
suchsreisen zur Wohnung des anderenorts berufstätigen Ehegatten zumin-
dest dann nicht als Werbungskosten bei der Einkommensteuer abziehbar 
sind, wenn die Besuchsreisen privat veranlasst waren.

In dem vom BFH entschiedenen Fall lebten die Ehegatten gemeinsam in der Stadt X. Die 
Frau war in der Stadt Y als Angestellte tätig und führte dort einen weiteren Haushalt. 
An den Wochenenden reiste sie in der Regel nach X. Jedoch besuchte ihr Mann sie – 
aufgrund privater Entscheidungen – auch mehrfach in Y. 

Der BFH entschied, dass die Reisekosten des Mannes für Besuche in Y keine Werbungs-
kosten sind. Den Besuchsreisen des Mannes lagen private Motive zugrunde; die Reise ist 
daher nicht berufl ich veranlasst. 

Anmerkung: Der Deutsche Steuerberaterverband weist darauf hin, dass der BFH sich 
im genannten Beschluss für die Fälle eine Hintertür offengelassen hat, in denen der 
umgekehrte Besuch tatsächlich berufl ich veranlasst ist. Lassen Sie sich dazu beraten.

Nach einem Beschluss des Bundesfi nanzhofs (BFH) vom 9.2.2011 sind Steu-
erpfl ichtige gehalten, der Außenprüfung im Original in Papierform erstellte 
und später durch Scannen digitalisierte Ein- und Ausgangsrechnungen über 
sein Computersystem per Bildschirm lesbar zu machen. Diese Verpfl ichtung 
können sie nicht durch das Angebot des Ausdruckens auf Papier abwenden.

Bereits mit Beschluss vom 12.11.2009 hat der BFH entschieden, dass die Anforderung 
von Buchhaltungsunterlagen auf einem maschinell lesbaren Datenträger das „Übermaß-
verbot“ nicht verletzt, wenn der Betriebsprüfer Buchhaltungsunterlagen in Papierform 
zur Verfügung gestellt bekommen und prüfen kann. 

Das Gesetz eröffne nämlich der Finanzverwaltung die Möglichkeit, auf gespeicherte Da-
ten zuzugreifen, ohne danach zu unterscheiden, ob die Unterlagen (auch) in Papierform 
vorliegen würden. Ferner werde zwischen der Vorlage der Unterlagen und dem Datenzu-
griff unterschieden. Der Datenzugriff soll darüber hinaus die Rechte der Finanzbehörde 
erweitern, nicht aber deren bisher schon bestehende Befugnisse einschränken. 
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